
In den 15 Jahren seit der
letzten verwaltungswis-
senschaftlichen Dreilän-

dertagung zum Thema „Si-
cherheit“ in Wien haben
sich die Fragestellungen
rund um Sicherheitsverwal-
tung und Sicherheitspolitik
deutlich verändert. Interna-
tionale Kriminalität, Migra-
tionsströme und globaler
Terrorismus stellen die
Staaten vor neue Herausfor-
derungen; der Begriff „Si-
cherheit“ muss heute deut-
lich breiter verstanden und
von den Verantwortlichen in
Verwaltung und Politik um-
fassender gelebt werden.
Das ist eines der Ergebnisse
der Dreiländertagung der
verwaltungswissenschaftli-
chen Gesellschaften Öster-
reichs, Deutschlands und
der Schweiz am 11. und 12.
Juni 2009 in Schaffhausen.

Reform der Sicherheits-
verwaltung. Prof. Dr. Tho-
mas Feltes von der Ruhr-
Universität in Bochum
eröffnete den ersten Block
des Symposiums mit einem
Vortrag zu relevanten Punk-
ten einer Reform der admi-
nistrativen Sicherheitsstruk-
tur in Deutschland. In mar-
kant formulierten Thesen
beleuchtete er Fragen wie
den diskutierten Einsatz der
Bundeswehr zur Aufrechter-
haltung der inneren Sicher-
heit, das Thema „Rettungs-
folter“, den Abschuss von
„Renegade“-Flugzeugen
und die Verschärfung des
Waffenrechts nach dem At-
tentat von Winnenden. Der
deutsche Föderalismus sei
dabei Veränderungen unter-
worfen – so sei früher die
Polizei klare Länderverant-
wortung gewesen, während
nun zunehmend eine Aus-
weitung von Polizeikompe-

tenzen auf Bundesebene zu
beobachten sei. 

Polizeireform in Öster-
reich. Dr. Mathias Vogl,
Sektionschef im Bundesmi-
nisterium für Inneres, gab
einen Rückblick über das
größte österreichische Ver-
waltungsreformprojekt seit
1945: Im Jahr 2005 wurden
in Österreich die Bundes-
gendarmerie, die Bundessi-
cherheitswache und das Kri-
minalbeamtenkorps zusam-
mengelegt. Damit wurde ei-
ne bundeseinheitliche Poli-
zeistruktur mit einem Wach-
körper aus 27.000 Polizei-
beamten geschaffen. Statt
früher 45 Kommandostruk-
turen gibt es heute nur mehr
neun – eine pro Bundesland.
Budgetäre Zwänge, ein um-
fassender Diskussionspro-
zess, die Einbindung aller
Stakeholder, die schrittwei-
se Aufgabenbündelung und
ein klarer politischer Wille
seien entscheidend für den
Erfolg der Umsetzung der
Reform gewesen.

Über die Sicherheitsar-
chitektur in der Schweiz re-
ferierte Korpskommandant

André Blattmann, Chef der
Armee der Schweiz. Die Si-
cherheitslage seit dem 11.
September 2001 habe sich
aus seiner Sicht „komplett
verändert“. Gefahren wie
Naturkatastrophen, Pande-
mien, organisierte Krimina-
lität und Terrorismus seien
indirekt, diffus und unge-
wiss; die Trennung zwi-
schen innerer und äußerer
Sicherheit werde immer
schwieriger. Die föderale
Struktur der Schweiz mit 26
Kantonen verlange einen
„hohen Koordinationsauf-
wand“; in einem Krisenfall
seien die rund 17.000 Poli-
zeikräfte der Schweiz nach
zwei bis drei Tagen er-
schöpft, danach werde im
Sinne der Subsidiarität die
Armee zur Unterstützung
herangezogen. Aus dem
Stand könnten bis zu 500
Soldaten die zivilen Behör-
den verstärken, die Verant-
wortung liege dabei weiter
bei diesen Behörden. Ende
2009 soll dem Parlament
nach zehn Jahren wieder ein
„Sicherheitspolitischer Be-
richt“ vorgelegt werden, der
eine „breitere politische Ab-
stützung“ bringen werde.

Datenverfügbarkeit. Im
zweiten Block der Dreilän-
dertagung beleuchtete Prof.
Dr. Markus Möstl von der
Universität Bayreuth aus
deutscher Sicht Fragen der
Datenverfügbarkeit als Vor-
aussetzung für die innere Si-
cherheit. Das Spannungs-
verhältnis von Freiheit und
Sicherheit sei für Möstl in
den letzten Jahren nirgends
deutlicher zu Tage getreten,
als auf dem Feld der Daten-
verfügbarkeit; zur effekti-
ven Kriminalitätsbekämp-
fung sei Wissen in Form
von Daten allerdings unbe-
dingt notwendig. Umstritten
seien etwa „polizeilichen
Vorfeldrechte“ (in Öster-
reich mit der „erweiterten
Gefahrenerforschung“ des
Sicherheitspolizeigesetzes
vergleichbar).

Möstl stellte klar, dass
Vorfeldbefugnisse kein
„Abgleiten in einen Präven-
tionsstaat“ seien, sondern
vielmehr zur frühzeitigen
Reaktion auf sich ent-
wickelnde Gefahren erfor-
derlich. Um dem Rechts-
staat und den Grundrechten
zu entsprechen, müsste al-
lerdings stets der Maßstab
des Verhältnismäßigkeit-
sprinzips angelegt werden. 

Staat und privat. Univ.-
Prof. Dr. Harald Stolzlech-
ner, Universität Salzburg,
befasste sich mit dem Zu-
sammentreffen von Sicher-
heitsverwaltung und Privat-
wirtschaft in einer „geänder-
ten Sicherheitsarchitektur“.
Zur Gefahrenabwehr werde
immer öfter zwischen Staat
und Privatwirtschaft koope-
riert, allein in den letzten
Jahren seien zahlreiche pri-
vate Sicherheitskräfte wie
„City Patrols“, städtische
Wachdienste und Stadien-
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Schaffhausen, Schweiz: Tagungsort der drei deutschsprachi-
gen verwaltungswissenschaftlichen Gesellschaften.

Sicherheitsverwaltung im Umbruch
Die Dreiländertagung der verwaltungswissenschaftlichen Gesellschaften Deutschlands, Österreichs und

der Schweiz in Schaffhausen stand unter dem Generalthema „Sicherheitsverwaltung“



aufsichten hinzugekommen.
Bei einer Zusammenarbeit
mit dem Staat bzw. bei einer
Aufgabenfüllung in dessen
Auftrag würden oftmals be-
sondere Regelungen greifen,
etwa durch spezielle Materi-
engesetze und vertragliche
Zusatzregelungen.

Harald Stolzlechner plä-
dierte auf Grund der zer-
splitterten und durch ver-
schiedene Judikate gepräg-
ten Rechtslage dafür, in
Österreich eine einheitliche
Rechtsgrundlage für Befug-
nisse privater Sicherheitsun-
ternehmen zu schaffen. 

Innere und äußere Si-
cherheit. Jean-Luc Vez, Di-
rektor des Bundesamts für
Polizei („fedpol“) in Bern,
behandelte den Wandel der
Begriffe „innere Sicherheit“
und „äußere Sicherheit“ –
diese seien unscharf und
würden in der Sicherheits-
politik der Schweiz immer
öfter zusammenspielen. 

Die Reform der Schwei-
zer Nachrichtendienste
nannte Vez als Beispiel ei-
ner neuen Form der Koope-
ration: Der Dienst für Ana-
lyse und Prävention (DAP)
des Eidgenössischen Justiz-
und Polizeidepartements
und der Strategischen Nach-
richtendienst (SND) des
Eidgenössischen Departe-
ments für Verteidigung, Be-

völkerungsschutz und Sport
wurden jüngst unter eine ge-
meinsame Führung gestellt.
Der neue einheitliche
Schweizer Nachrichten-
dienst des Bundes wird mit
1. Jänner 2010 seine Arbeit
offiziell aufnehmen.

Interkulturelle Öffnung.
Der zweite Tag der Dreilän-
dertagung wurde eingeleitet
mit einem Referat über „In-
terkulturelle Öffnung“ von
Dr. Albert Schmid, Präsi-
dent des deutschen Bundes-
amtes für Migration und
Flüchtlinge. Schmid be-
schrieb anhand aktueller
Zahlen die  Ausgangslage in

Deutschland: In vielen Bal-
lungsgebieten gebe es heute
Viertel mit mehrheitlich
nicht deutscher Bevölke-
rung. Es entstünden multi-
ethnische Gesellschaften
und Parallelgesellschaften,
auf die die Verwaltung rea-
gieren müsse. Von 2,2 Mil-
lionen Beamten in Deutsch-
land hätten nur 3,4 Prozent
Migrationshintergrund. Im
Jahr 2006 sei daher ein Na-
tionaler Integrationsplan ge-
startet worden, der auch
Maßnahmen in der Sicher-
heitsverwaltung und der Po-
lizei einschließe. Manche
Landespolizeien haben sich
Zielmarken für Einstellun-

gen gesetzt – in Hamburg
haben inzwischen zwölf
Prozent der Polizeibediens-
teten Migrationshinter-
grund. Zu Maßnahmen der
Personalgewinnung müssten
Angebote bei der Aus- und
Fortbildung treten; zudem
müssen für Schmid die in-
ternationale Zusammenar-
beit in der Sicherheitsver-
waltung verstärkt werden.

Menschenrechte und Si-
cherheitsverwaltung. Mag.
Peter Andre, Menschen-
rechtskoordinator im öster-
reichischen Bundesministe-
rium für Inneres und Leiter
der Abteilung Legistik,
sprach über „Menschen-
rechte und Sicherheitsver-
waltung“. Österreich sei,
wie die Schweiz und
Deutschland, Mitglied der
Europäischen Menschen-
rechtskonvention und daher
an die Garantien und die Ju-
dikatur des Europäischen
Gerichtshofs für Menschen-
rechte gebunden. Die Poli-
zei müsse sich stets an den
Menschenrechten orientie-
ren.

Die Kontrolle der Sicher-
heitsverwaltung erfolge in
Österreich insbesondere
durch den Menschenrechts-
beirat und den Rechts-
schutzbeauftragten. Der aus
elf Mitgliedern bestehende
Menschenrechtsbeirat wur-
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ÖVG-Vizepräsident Mathias Vogl referierte bei der Dreiländer-
tagung über die Polizeireform in Österreich. 

Forschung und Lehre
Die Österreichische Ver-

waltungswissenschaftliche
Gesellschaft (ÖVG) wurde
1949 in Wien gegründet und
feierte im März 2009 mit ei-
nem Festakt im Bundes-
kanzleramt ihr 60-jähriges
Jubiläum. Die Geschäfts-
stelle der ÖVG befindet sich
am Sitz des BMI in Wien.
Die ÖVG fördert den Kon-
takt mit der verwaltungswis-
senschaftlichen Forschung
und Lehre auf nationaler

und internationaler Ebene;
der unpolitische, gemeinnüt-
zige und nicht auf Gewinn
gerichtete Verein fungiert
auch als österreichische
Sektion des Instituts Inter-
national des Sciences Admi-
nistratives (IIAS) in Brüssel. 

Präsident der ÖVG ist
Sektionschef Dr. Manfred
Matzka, Präsidialchef im
Bundeskanzleramt, einer der
drei Vizepräsidenten ist
Sektionschef Dr. Mathias
Vogl, Leiter der Rechtssek-

tion des BMI. Generalse-
kretär ist Mag. Gregor Wen-
da, stv. Abteilungsleiter im
BMI. Die Dreiländertagun-
gen mit den Schwester-

gesellschaften in Deutsch-
land und der Schweiz
blicken auf eine fast 20-
jährige Tradition. Die
Dreiländertagung 2007 fand
zum Thema „Dienstrecht“
in Salzburg statt, die nächste
Dreiländertagung soll Ende
2010 in Deutschland organi-
siert werden. Die Herbstta-
gung der ÖVG am 17. und
18. September 2009 widmet
sich europäischen Verwal-
tungskooperationen, u. a. im
Asylbereich.

http://www.oevg.info

Ö V G

ÖVG-Präsident Manfred
Matzka, ÖVG-Generalse-
kretär Gregor Wenda.



de im Juli 1999 aufgrund
der Empfehlungen des eu-
ropäischen Anti-Folter-Ko-
mitees (CPT) als Beratungs-
organ des Innenministers
geschaffen und überprüft
die Tätigkeit der Sicher-
heitsexekutive unter dem
Gesichtspunkt der Wahrung
der Menschenrechte. Der
Rechtsschutzbeauftragt wur-
de mit der Sicherheitspoli-
zeigesetz-Novelle 2000 ein-
gerichtet und kontrolliert
unter anderem verdeckte Er-
mittlungen. Andre betonte,
dass Österreich mit den Ins-
trumenten des Rechts-
schutzbeauftragten und des
Menschenrechtsbeirats eu-
ropaweit eine Vorreiterrolle
einnehme.

Aus- und Weiterbildung.
Botschafter Dr. Fred Tan-
ner, Direktor des Genfer

Zentrums für Sicherheitspo-
litik (GCSP), ging auf die
„Aus- und Weiterbildung im
Bereich der Sicherheitspoli-
tik“ ein. Sicherheit sei eine
Daueraufgabe und nicht
mehr strikt in „Inneres“ und
„Äußeres“ trennbar; die
Schnelligkeit der Weiterent-
wicklungen verlange eine
erhöhte Anpassungsfähig-
keit im Bildungsbereich. 

Das Genfer Zentrum für
Sicherheitspolitik besteht
seit 1995; mehr als 1.000
Militärangehörige, Beamte
und Diplomaten aus über 60
Ländern besuchten dort be-
reits Lehrgänge. Die erwor-
benen Fähigkeiten sollten
wirkungsvoll und zeitge-
recht anwendbar sein, dem
Prinzip des „continuous
learning“ entsprechen und
auf „Unwahrscheinliches“
vorbereiten.

Risk Management. Im
letzten Block der Dreilän-
dertagung wurde das Thema
„Risk Management im öf-
fentlichen Bereich“ aufge-
griffen. Einen Überblick
über „Risk Management in
den Zentren der Verwal-
tung“ gab Sektionschef Dr.
Manfred Matzka vom Bun-
deskanzleramt in Wien. Si-
cherheitsverwaltung sei im-
mer auch Risikomanage-
ment, denn es gehe dabei
um die Vermeidung von Ri-
siken für die Gesellschaft,
betonte Matzka. Ein moder-
nes Risikomanagement kön-
ne sich nicht nur auf ein be-
stimmtes Ressort beziehen,
sondern müsse die Aufgabe
eines koordinierenden „Go-
vernment Office“ sein.
Staatliche Verwaltungen
dürften nicht defensiv blei-
ben, vielmehr gehe es um

strategische Planung beim
Umgang mit Risiken. Die
OECD oder die Weltbank
zeigen bereits internationale
Ansätze, mit denen außerge-
wöhnlichen Situationen be-
gegnet werden soll. 

Prof. Dr. Iwan Rickenba-
cher, Schweizer Politikwis-
senschafter und Kommuni-
kationsberater, griff den Be-
griff „Risk Management“
aus politikwissenschaftli-
cher Sicht auf. In der Regel
sei ein interdisziplinäres Ge-
samtkonzept gemeint, um
unternehmerischen Risiken
vorausschauend zu begeg-
nen. Nur Ereignisse mit er-
heblichen und unerwartet
starken Auswirkungen und
hohem Schadenspotenzial
könnten bewirken, dass
neue Bereiche in den Fokus
des Risk Managements der
Politik kommen. G. W.
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Abschlussempfang der verwaltungswissenschaftlichen Dreiländertagung auf der Schaffhauser Festung „Munot“: Teilnehmer
aus Österreich.


